
Mit einer internationalen Fachtagung 
machten Siegener Wissenschaftler 

auf ihren jüngsten Forschungsschwer-
punkt aufmerksam: Über zwei Tage hin-
weg fand im Oktober die erste Jahreskon-
ferenz Risk Governance statt, zu der die 
beiden Veranstalter, Prof. Dr. Arnd Wiede-
mann, Inhaber des Lehrstuhls für Finanz- 
und Bankmanagement, und Dr. Michael 
Torben Menk, Inhaber der neu geschaffe-
nen Juniorprofessur Risk Governance, 
über 40 Teilnehmer begrüßen konnten.

Allgemein formuliert meint Risk Gover-
nance die verantwortbare Steuerung von 
Risiken, wobei auf der Makro-Ebene gesell-
schaftliche Nachhaltigkeitserfordernisse, 
wie beispielsweise eine effektive Banken-
aufsicht, und auf der Mikro-Ebene die 
Steuerung betriebswirtschaftlicher, vor al-
lem finanzwirtschaftlicher Risiken, eine 
wichtige Rolle spielen. Innerhalb der be-
triebswirtschaftlichen Disziplin liegt der 
Schwerpunkt von Risk Governance auf 
dem per se stark risikobelasteten Banken-
sektor, von dem – wie die jüngste Finanz-
marktkrise gezeigt hat – enorme volks- und 

realwirtschaftliche Risiken ausgehen kön-
nen. Dabei verfolgt die Universität Siegen 
einen interdisziplinären Ansatz und inte-
griert auch Nachbardisziplinen wie die 
Personal- und Organisationswirtschaft, die 
Rechtswissenschaft, die Psychologie und 
speziell für geld- und wirtschaftspolitische 
Fragen die Volkswirtschaftslehre in die ge-
meinsamen Forschungsprojekte.

Um Fragen der Risk Governance aus 
möglichst unterschiedlichen Blickwinkeln 
betrachten zu können, ist die Forscher-
gruppe aus Professoren der Betriebswirt-
schaft, der Volkswirtschaft und des Wirt-
schaftsrechts besetzt. Angestrebt wird ein 
intensiver Austausch von Theorie und Pra-
xis. Einen wichtigen Schritt, um die ge-
plante Vernetzung von Theorie und Praxis 
voranzutreiben, stellte die Jahreskonferenz 
dar, bei der sowohl auswärtige Referenten 
als auch Wissenschaftler der hiesigen Uni-
versität das Thema von sehr unterschiedli-
chen Seiten beleuchteten – schon ein Blick 
in das Programm der beiden Tage genügte, 
um die Interdisziplinarität von Risk Gover-
nance zu erkennen: Schnittstellen der pri-

mär in der BWL angesiedelten Risk Gover-
nance gibt es sowohl mit der VWL als auch 
dem Wirtschaftsrecht. 

Innerhalb der betriebswirtschaftlichen 
Disziplin beschränkt sich Risk Governance 
nicht, wie man auf den ersten Blick vermu-
ten könnte, auf rein finanzwirtschaftliche 
Aspekte. Prof. Dr. Volker Stein von der 
Universität Siegen thematisierte in seinem 
Vortrag zunächst die Berührungspunkte 
von Risk Governance und Personalma-
nagement – Personalrisiken etwa, so der 
Lehrstuhlinhaber, hätten unmittelbare 
Auswirkungen auf Qualität und Substanz-
erhaltung eines Unternehmens – und 
führte im Weiteren aus, welche wesent-
lichen Impulse zur erfolgreichen Umset-
zung der Risk Governance aus der Perso-
nalwirtschaft kommen könnten. 

Weitere Facetten der interdisziplinären 
Sichtweise lieferten drei weitere Forscher 
der Universität Siegen: Tobias Scholz, 
ebenfalls vom Lehrstuhl für Personalma-
nagement und Organisation mit seinem 
Beitrag „The Impact of Big Data on Risk 
Governance und Knowledge Manage-
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Engagements reduzieren. Kredite für Kom-
munen, die zuvor als nahezu unbegrenzt 
verfügbares Gut betrachtet wurden, werden 
nur noch in spürbar reduzierter Form vor-
handen sein. Ein Miteinander von Kredit-
gebern und -nehmern auf Augenhöhe ist 
daher umso wichtiger. Kapitalmarktversierte 
Banken können den Kommunen in diesem 
Zusammenhang dabei helfen, alternative Fi-
nanzierungsinstrumente zu bedienen. Ein 
externes Rating kann dabei eine Investi-
tionsentscheidung für die Marktteilnehmer 
und damit den Einstieg in den Kapitalmarkt 
erleichtern.

Everling: Tatsächlich zwingt die Verknap-
pung des Eigenkapitals die Banken dazu, 
noch strikter ihre Prioritäten zu setzen und 
auch den Fall einzukalkulieren, dass es bei 
Kommunen zu Zahlungsverzögerungen 
kommt.

RISIKO MANAGER: Auf der anderen Seite 
hat die Finanzkrise die strukturellen Schwä-
chen der kommunalen Finanzierung dras-
tisch offengelegt. Was können Städte und 
Gemeinden tun, um ihre angeschlagenen 
Haushalte zu sanieren?

Dreier: Wir müssen Angebote und Stan-
dards in allen Bereichen zurückfahren, 
eine Schuldenfreiheit anstreben bzw. kon-
sequent umsetzen und möglichst keine 
Neuverschuldungen bewilligen. Das gilt 
aber nicht für rentierliche Bereiche, z.B. 
mit der Zielsetzung der Energieeinsparung 
oder langfristiger Gewinnerzielung durch 
regenerative Energie, z.B. Windkraft. Nur so 
viel: Steuererhöhungen helfen meist nicht 
aus der Misere, da das „Mehr“ auch wieder 
ausgegeben wird.

Otte: Die finanzielle Lage der Kommu-
nen ist sehr heterogen. Obwohl die In-
anspruchnahme von Kassenkrediten von 
Kommunen gerade in den letzten beiden 
Jahren explosionsartig angestiegen ist, be-
sitzen einige Gebietskörperschaften gerade 
in Baden-Württemberg oder Bayern noch 
Gestaltungsspielräume. Es gibt Beispiele 
für erfolgreiche Sanierungen, wie etwa 
die Stadt Düsseldorf, die sich von Beteili-
gungen trennte, oder die Stadt Langenfeld, 
die bereits Ende der 80er einen Sparkurs 
eingeschlagen hat. Natürlich gilt es aber 
zu bedenken, dass den Kommunen ihre 
Aufgaben in weiten Teilen gesetzlich vor-
geschrieben sind und sie auch ihre Ein-
nahmesituation nur sehr begrenzt steuern 

können. Besonders in strukturschwachen 
Regionen ist dann ein strukturelles Defizit 
nicht ohne weiteres zu beheben. Dennoch 
ist es auch gerade hier wichtig, ein realis-
tisches Bild der finanziellen Situation zu 
schaffen. Dies muss die Einführung der 
Doppik in der Buchführung bedeuten; es 
muss klar sein, was die Kernaufgaben der 
Kommunen sind und wie man diese rea-
listisch erfüllen kann. Wer aber mehr Ei-
genverantwortung der Kommunen fordert, 
muss ihnen eben auch ein paar zusätz-
liche Freiheiten einräumen und darf ihnen 
nicht nur den Anstieg der Sozialausgaben 
aufbürden. Diese Freiräume würden dazu 
führen, dass es langfristig größere Unter-
schiede in den kommunalen Leistungen 
und deshalb auch mehr Wettbewerb gibt. 
Letztendlich müssen wir entscheiden, ob 
wir das wirklich wollen.

Dette: Der Königsweg zur Sanierung von 
Haushalten ist trotz umfangreichster Li-
teratur, vielfältiger Hinweise von Rech-
nungshöfen und Aufsichtsbehörden nicht 
erkennbar. In der Praxis hat sich ein Mix 
aus Aufgabenkritik, Prioritätensetzung bei 
den freiwilligen Leistungen und Investiti-
onen, Kostendeckung bei den Gebühren-
haushalten, Ausschöpfung kommunaler 
Einnahmemöglichkeiten und Aktivierung 
kommunalen Vermögens als gangbarer 
Weg gezeigt.

Kuper: Neben den eigenen Konsolidie-
rungsanstrengungen, die jede Stadt und 
Gemeinde individuell ermitteln und 
durchsetzen muss und dabei insbesonde-
re Einsparungen durch interkommunale 
Zusammenarbeit und Absenkung von 
Standards ergreifen muss, hat gerade die 
Politik eine besondere Verantwortung ge-
genüber seinen Kommunen. Neben einer 
wirksamen Soforthilfe („Bail-out“) für alle 
notleidenden Kommunen mit einer nach 
transparenten und gerechten Kriterien ver-
teilten Soforthilfe , die sowohl den Anstieg 
der Kassenkredite und damit das Zinsän-
derungsrisiko, als auch den schnellstmög-
lichen Haushaltsausgleich im Fokus hat, 
müssen auch strukturelle Änderungen in 
der Kommunalfinanzierung angegangen 
werden. Dabei darf es nicht dazu kommen, 
dass die ärmeren Kommunen die ärmsten 
Kommunen unterstützen und dadurch 
selbst in eine finanzielle Schieflage gera-
ten. Selbst bei einem starken Abbau der 
Verbindlichkeiten durch die Sofortmaß-
nahme wird langfristig die strukturelle Un-

terfinanzierung nicht beseitigt. Es bleibt 
ein negativer Finanzierungsaldo dauerhaft 
erhalten, mit der Konsequenz, dass auf 
absehbare Zeit wieder neue Schulden (also 
auch Kassenkredite) aufgebaut werden. 
Deshalb müssen  neben der  notwendigen 
Symptombekämpfung strukturelle Ände-
rungen der Gemeindefinanzierung ange-
gangen werden ist.  Ein erster erfreulicher 
und wichtiger Schritt ist die Entlastung 
durch die Übernahme der Kosten der 
Grundsicherung durch den Bund. Durch 
diese Maßnahme werden die nordrhein-
westfälischen Kommunen ab dem Jahr 
2014, wenn der Bund 100 % der Grundsi-
cherungskosten übernimmt, um rund eine 
Milliarde Euro entlastet. Zusätzlich aber 
muss auch das Land weitere Verantwor-
tung für seine Kommunen übernehmen. 

RISIKO MANAGER: Gleichwohl müssen die 
Kommunen umdenken und ihre Finanzie-
rungsgrundlagen verbreitern.

Kuper: Neben dem klassischen Kommu-
naldarlehen können bei größeren Sum-
men Schuldscheine und Anleihen, wie 
sie z.B. von der Stadt Essen ausgegeben 
werden, Teil eines modernen Schulden-
managements sein. Durch solche Ergän-
zungen kann das kommunale Finanzma-
nagement auf eine breitere, risikoärmere 
Basis gestellt werden. Hierfür benötigen 
allerdings insbesondere die mittleren und 
kleineren Kommunen Hilfe. 

Otte: Es gibt eine ganze Reihe verschie-
dener Finanzierungsinstrumente. Und 
auch innerhalb dieser Instrumente gibt es 
verschiedene Abstufungen, die für die ver-
schiedenen kommunalen Akteure unter-
schiedlich gut geeignet sind. Große Städ-
te wie Hannover oder Essen haben auch 
schon erfolgreich Anleihen am Kapital-
markt begeben und eine erfolgreiche Plat-
zierung der ebenfalls relativ verbreiteten 
Schuldscheindarlehen haben wir gerade 
bei der Stadt Wiesbaden erlebt. Interessant 
für kleinere Städte können beispielsweise 
Anleihen sein, die an die eigenen Bürger 
ausgegeben werden. Ich glaube, dass es 
bei vielen eine Bereitschaft gäbe die eigene 
Stadt zu unterstützen.

Dreier: Für eine Stadt wie Salzkotten 
kommt, sofern notwendig, nur der klas-
sische Kommunalkredit in Frage, da der 
Beschaffungsaufwand und die Konditi-
onen sehr niedrig sind. 
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ment“, Prof. Dr. Peter Krebs vom Lehrstuhl 
für Bürgerliches Recht und Wirtschafts-
recht mit einem Vortrag zu „Legal Risk 
Management vs. Legalitätsprinzip“ und 
Prof. Dr. Ute Merbecks vom Lehrstuhl für 
Controlling mit ihren Ausführungen zu 
„Risk Governance für die betriebliche Al-
tersversorgung“.  

Im Mittelpunkt von Risk Governance 
steht gleichwohl die risikobezogene Steu-
erung und Überwachung von Kreditinsti-
tuten. Für einen praxisnahen Vortrag auf 
diesem Gebiet konnte zum einen Dr. Wil-
fried Paus gewonnen werden. In seiner 
Funktion als Global Head of Risk Analytics 
and Living Wills bei der Deutschen Bank 
AG erläuterte er in seinem Vortrag „Mana-
ging a bank under multiple regulatory con-
straints“ am Beispiel seines Arbeitgebers 
die Herkulesaufgabe, den umfassenden 
regulatorischen Anforderungen gerecht zu 
werden – wozu auch der Vorstoß der Bun-
desregierung zur Einführung eines Trenn-
bankensystems gehört. Zum anderen 
schilderte Risikocontroller Dieter Weber 
von der DZ BANK AG in seinem Referat 

„Risk Disclosure Governance“ die Offenle-
gungs- und Transparenzvorschriften der 
internationalen Rechnungslegung IFRS 
und deren Implementierung im Bankkon-
zern. 

In diesen Themenkreis passte auch der 
Vortrag von Prof. Dr. Arnd Wiedemann, 
der sich mit der Frage beschäftigte, wie viel 
Methoden-Pluralismus in einem Allfinanz-
konzern zulässig ist. Er berichtete von den 
Ergebnissen eines aktuellen Forschungs-
projekts, das Antworten für einen hetero-
genen Finanzkonzern auf die folgenden 
Fragen suchte: Soll die Ausgestaltung eines 
zentralen Steuerungsmodells in einem 
 heterogenen Finanzkonzern wert- oder bi-
lanz orientiert erfolgen und überwiegt der 
Nutzen einer weitgehenden Vereinheit-
lichung der zentralen Bewertungs- und 
Steuerungsmethodik im Konzern die 
Nachteile einer mangelnden Berücksichti-
gung geschäftsartenspezifischer Anforde-
rungen in den betroffenen Konzernunter-
nehmen?

Den für alle Banken ab 2014 verbindlich 
geltenden Eigenkapitalanforderungen „Ba-

sel III“, die Dr. Remmer Sassen und Anne-
Kathrin Hinze von der Universität Ham-
burg präsentierten, steht der Schweizer 
Professor Dr. Roger Rissi von der Hoch-
schule Luzern kritisch gegenüber. Er zeig-
te anhand eines komplexen analytischen 
Modells in Verbindung mit einer empiri-
schen Untersuchung, die er im Auftrag des 
EU-Parlaments erstellt hat, dass es keinen 
systematischen Zusammenhang zwischen 
Eigenkapitalvorschriften für Banken und 
der Stabilität eines Finanzsystems gibt. 
Dies, so der Hochschulprofessor in seiner 
provokanten These, bedeute im Umkehr-
schluss, dass entgegen weit verbreiteter 
Ansichten Liquiditätsvorgaben nicht das 
Risiko der Ausbreitung einer Finanzkrise 
reduzierten.

Den Bezug zur internationalen Rech-
nungslegung stellte Prof. Dr. Michael Tor-
ben Menk her. In seinem Beitrag „IFRS 9 
im Spannungsfeld von Risikomanagement 
und Aufsicht“ skizzierte er die Herausfor-
derungen, die das Dreieck Aufsicht, Risi-
komanagement und Rechnungslegung mit 
sich bringt. Schwerpunkte seiner Ausfüh-

Stephanie Blättler, Hochschule Luzern, zeigte auf, dass Kommunen einen 
erheblichen Nachholbedarf in Bezug auf Risk Governance aufweisen.

Dr. Wilfried Paus, Global Head of Risk Analytics bei der Deutschen Bank AG, 
skizzierte in seinem Vortrag die Herkulesaufgabe, den umfassenden regulatori-
schen Anforderungen gerecht zu werden. 
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Prof. Dr. Rainer Baule (FernUniversität in Hagen), Prof. Dr. Volker Stein, Prof. Dr. Arnd Wiedemann (beide 
Universität Siegen).

Prof. Dr. Volker Stein und Jun.-Prof. Dr. Michael 
Menk im Dialog.

Prof. Dr. Arnd Wiedemann, Anne-Kathrin Hinze, Dr. Remmer Sassen (von links). Prof. Dr. Marc Eulerich von der Universität Duisburg-Essen gab einen Einblick in 
seine Forschungsgebiete Governance und Interne Revision.

Prof. Dr. Volker Stein, Universität Siegen, zeigte in 
seinem Vortrag die Verbindungen zwischen Risk 
Governance und Personalmanagement auf.

Prof. Dr. Roger Rissi,  Hochschule Luzern, zeigte in seinem Vortrag auf, dass es keinen systematischen 
Zusammenhang zwischen Eigenkapitalvorschriften für Banken und der Stabilität eines Finanzsystems gibt.
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Engagements reduzieren. Kredite für Kom-
munen, die zuvor als nahezu unbegrenzt 
verfügbares Gut betrachtet wurden, werden 
nur noch in spürbar reduzierter Form vor-
handen sein. Ein Miteinander von Kredit-
gebern und -nehmern auf Augenhöhe ist 
daher umso wichtiger. Kapitalmarktversierte 
Banken können den Kommunen in diesem 
Zusammenhang dabei helfen, alternative Fi-
nanzierungsinstrumente zu bedienen. Ein 
externes Rating kann dabei eine Investi-
tionsentscheidung für die Marktteilnehmer 
und damit den Einstieg in den Kapitalmarkt 
erleichtern.

Everling: Tatsächlich zwingt die Verknap-
pung des Eigenkapitals die Banken dazu, 
noch strikter ihre Prioritäten zu setzen und 
auch den Fall einzukalkulieren, dass es bei 
Kommunen zu Zahlungsverzögerungen 
kommt.

RISIKO MANAGER: Auf der anderen Seite 
hat die Finanzkrise die strukturellen Schwä-
chen der kommunalen Finanzierung dras-
tisch offengelegt. Was können Städte und 
Gemeinden tun, um ihre angeschlagenen 
Haushalte zu sanieren?

Dreier: Wir müssen Angebote und Stan-
dards in allen Bereichen zurückfahren, 
eine Schuldenfreiheit anstreben bzw. kon-
sequent umsetzen und möglichst keine 
Neuverschuldungen bewilligen. Das gilt 
aber nicht für rentierliche Bereiche, z.B. 
mit der Zielsetzung der Energieeinsparung 
oder langfristiger Gewinnerzielung durch 
regenerative Energie, z.B. Windkraft. Nur so 
viel: Steuererhöhungen helfen meist nicht 
aus der Misere, da das „Mehr“ auch wieder 
ausgegeben wird.

Otte: Die finanzielle Lage der Kommu-
nen ist sehr heterogen. Obwohl die In-
anspruchnahme von Kassenkrediten von 
Kommunen gerade in den letzten beiden 
Jahren explosionsartig angestiegen ist, be-
sitzen einige Gebietskörperschaften gerade 
in Baden-Württemberg oder Bayern noch 
Gestaltungsspielräume. Es gibt Beispiele 
für erfolgreiche Sanierungen, wie etwa 
die Stadt Düsseldorf, die sich von Beteili-
gungen trennte, oder die Stadt Langenfeld, 
die bereits Ende der 80er einen Sparkurs 
eingeschlagen hat. Natürlich gilt es aber 
zu bedenken, dass den Kommunen ihre 
Aufgaben in weiten Teilen gesetzlich vor-
geschrieben sind und sie auch ihre Ein-
nahmesituation nur sehr begrenzt steuern 

können. Besonders in strukturschwachen 
Regionen ist dann ein strukturelles Defizit 
nicht ohne weiteres zu beheben. Dennoch 
ist es auch gerade hier wichtig, ein realis-
tisches Bild der finanziellen Situation zu 
schaffen. Dies muss die Einführung der 
Doppik in der Buchführung bedeuten; es 
muss klar sein, was die Kernaufgaben der 
Kommunen sind und wie man diese rea-
listisch erfüllen kann. Wer aber mehr Ei-
genverantwortung der Kommunen fordert, 
muss ihnen eben auch ein paar zusätz-
liche Freiheiten einräumen und darf ihnen 
nicht nur den Anstieg der Sozialausgaben 
aufbürden. Diese Freiräume würden dazu 
führen, dass es langfristig größere Unter-
schiede in den kommunalen Leistungen 
und deshalb auch mehr Wettbewerb gibt. 
Letztendlich müssen wir entscheiden, ob 
wir das wirklich wollen.

Dette: Der Königsweg zur Sanierung von 
Haushalten ist trotz umfangreichster Li-
teratur, vielfältiger Hinweise von Rech-
nungshöfen und Aufsichtsbehörden nicht 
erkennbar. In der Praxis hat sich ein Mix 
aus Aufgabenkritik, Prioritätensetzung bei 
den freiwilligen Leistungen und Investiti-
onen, Kostendeckung bei den Gebühren-
haushalten, Ausschöpfung kommunaler 
Einnahmemöglichkeiten und Aktivierung 
kommunalen Vermögens als gangbarer 
Weg gezeigt.

Kuper: Neben den eigenen Konsolidie-
rungsanstrengungen, die jede Stadt und 
Gemeinde individuell ermitteln und 
durchsetzen muss und dabei insbesonde-
re Einsparungen durch interkommunale 
Zusammenarbeit und Absenkung von 
Standards ergreifen muss, hat gerade die 
Politik eine besondere Verantwortung ge-
genüber seinen Kommunen. Neben einer 
wirksamen Soforthilfe („Bail-out“) für alle 
notleidenden Kommunen mit einer nach 
transparenten und gerechten Kriterien ver-
teilten Soforthilfe , die sowohl den Anstieg 
der Kassenkredite und damit das Zinsän-
derungsrisiko, als auch den schnellstmög-
lichen Haushaltsausgleich im Fokus hat, 
müssen auch strukturelle Änderungen in 
der Kommunalfinanzierung angegangen 
werden. Dabei darf es nicht dazu kommen, 
dass die ärmeren Kommunen die ärmsten 
Kommunen unterstützen und dadurch 
selbst in eine finanzielle Schieflage gera-
ten. Selbst bei einem starken Abbau der 
Verbindlichkeiten durch die Sofortmaß-
nahme wird langfristig die strukturelle Un-

terfinanzierung nicht beseitigt. Es bleibt 
ein negativer Finanzierungsaldo dauerhaft 
erhalten, mit der Konsequenz, dass auf 
absehbare Zeit wieder neue Schulden (also 
auch Kassenkredite) aufgebaut werden. 
Deshalb müssen  neben der  notwendigen 
Symptombekämpfung strukturelle Ände-
rungen der Gemeindefinanzierung ange-
gangen werden ist.  Ein erster erfreulicher 
und wichtiger Schritt ist die Entlastung 
durch die Übernahme der Kosten der 
Grundsicherung durch den Bund. Durch 
diese Maßnahme werden die nordrhein-
westfälischen Kommunen ab dem Jahr 
2014, wenn der Bund 100 % der Grundsi-
cherungskosten übernimmt, um rund eine 
Milliarde Euro entlastet. Zusätzlich aber 
muss auch das Land weitere Verantwor-
tung für seine Kommunen übernehmen. 

RISIKO MANAGER: Gleichwohl müssen die 
Kommunen umdenken und ihre Finanzie-
rungsgrundlagen verbreitern.

Kuper: Neben dem klassischen Kommu-
naldarlehen können bei größeren Sum-
men Schuldscheine und Anleihen, wie 
sie z.B. von der Stadt Essen ausgegeben 
werden, Teil eines modernen Schulden-
managements sein. Durch solche Ergän-
zungen kann das kommunale Finanzma-
nagement auf eine breitere, risikoärmere 
Basis gestellt werden. Hierfür benötigen 
allerdings insbesondere die mittleren und 
kleineren Kommunen Hilfe. 

Otte: Es gibt eine ganze Reihe verschie-
dener Finanzierungsinstrumente. Und 
auch innerhalb dieser Instrumente gibt es 
verschiedene Abstufungen, die für die ver-
schiedenen kommunalen Akteure unter-
schiedlich gut geeignet sind. Große Städ-
te wie Hannover oder Essen haben auch 
schon erfolgreich Anleihen am Kapital-
markt begeben und eine erfolgreiche Plat-
zierung der ebenfalls relativ verbreiteten 
Schuldscheindarlehen haben wir gerade 
bei der Stadt Wiesbaden erlebt. Interessant 
für kleinere Städte können beispielsweise 
Anleihen sein, die an die eigenen Bürger 
ausgegeben werden. Ich glaube, dass es 
bei vielen eine Bereitschaft gäbe die eigene 
Stadt zu unterstützen.

Dreier: Für eine Stadt wie Salzkotten 
kommt, sofern notwendig, nur der klas-
sische Kommunalkredit in Frage, da der 
Beschaffungsaufwand und die Konditi-
onen sehr niedrig sind. 
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Jun.-Prof. Dr. Michael Menk, Universität Siegen, skizzierte in seinem Vortrag die Herausforderungen, die das 
Dreieck Aufsicht, Risikomanagement und Rechnungslegung mit sich bringt.

Risikocontroller Dieter Weber von der DZ BANK AG 
präsentierte in seinem Vortrag „Risk Disclosure 
Governance“ die Offenlegungs- und Transparenz-
vorschriften der internationalen Rechnungslegung 
IFRS.

rungen waren die Bilanzierung von Fi-
nanz instrumenten und die Verbindung 
zum regulatorischen Eigenkapital, die 
Überleitung resp. Konvergenz der Risiko-
vorsorge der aufsichtsrechtlichen Eigenka-
pitalunterlegung bei erwarteten Verlusten 
auf IFRS sowie die Behandlung einer offe-
nen Nettoposition im Falle des Macro 
Hedge Accounting.

Die ersten Vernetzungen zu benachbar-
ten Hochschulen trugen auf der Risk 
Governance-Konferenz ebenfalls ihre 
Früchte. Prof. Dr. Marc Eulerich von der 
Universität Duisburg-Essen gab einen Ein-
blick in seine Forschungsgebiete Gover-

nance und Interne Revision, und zeigte 
exemplarisch auf, inwieweit eine Risiko-
minimierung durch die Interne Revision 
aus Sicht von Vorstand und Aufsichtsrat 
gelingen kann. Zudem erläuterte Prof. Dr. 
Thomas Dietz, Dozent für Finanzmarktre-
gulierung an der Hochschule der Deut-
schen Bundesbank in Hachenburg, die 
anspruchsvolle Governance der neuen eu-
ropäischen Bankenaufsichtsstruktur. In 
einer sich anschließenden lebhaften Dis-
kussion konnte die Frage, ob mit einer 
zunehmenden Kompetenzverlagerung von 
der Deutschen Bundesbank auf die Euro-
päische Zentralbank zukünftige Finanz- 

und Bankenkrisen besser in den Griff zu 
bekommen seien, nicht abschließend ge-
klärt werden.

Dass Risk Governance auch zunehmend 
im öffentlichen Sektor eine bedeutende 
Rolle spielen könnte, wurde im Vortrag der 
Schweizer Wissenschaftlerin Stephanie 
Blättler deutlich. In ihrem Beitrag „Risk 
Governance für Schweizer Kommunen“ 
arbeitete sie heraus, dass Gemeinden oft 
einen erheblichen Nachholbedarf in Bezug 
auf Risk Governance aufweisen und dass 
das Bewusstsein für die Notwendigkeit von 
internen Kontrollmaßnahmen unbedingt 
geschärft werden müsse. q

Mehr als 40 Teilnehmer diskutieren mit den Referenten über aktuelle Entwicklungen im Bereich Risk 
Governance.
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